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In Sacﬁen

des Rechtsanwalts Dr. Gottfried R ?
T als- Treuhdnder fur das
undesgeble vorhandene Vermdgen der

_‘baﬂk Ac., DD

Klﬁger, Berufungsklﬁger und

Beschwerdefﬁhrer,
- ProzeBbevollmichtigte: Recht anwalte Dr.

gegen
die Stelnkohlenbergwerke Kathlas S + (I
AG in EQ,;

Beklagte, Berufungsbeklagte
und ‘Beschwerdegegnerin,

= ProzeBbevollmachtlgtes Rechtgsanwdlte Dr. :
II. Instanz Dr. N Dr
in y -

wird die- sofortige Beschwerde des Klidgers vom 27. Oktober
1956 gegen den BeschluB des 18. Zivilsenats des Oberlandes-
gerichts in Hamm vom 11. Oktober-1956 auf seine Kosten zu-
riickgewiesen, '

I. Die Steéinkohlenbergwerke Mathias StENNND AG in EMEEM
hat das Vermtgen der RGP GmbH ohne Liguidation iibernom-
men. Die Rulll® GmbH ist im Handelsregister geldscht worden.
Die Steinkohlenbergwerke Mathias StINJll AG ist die Rechts-
nachfolgerin der blsherlgen Beklagten und Beschwerdegegnerln.
Das Rubrum ist demgem#B gekindert.

IT. Der Kliger und jetzige Beschwerdefiihrer als Treu-
hénder fiir das im Bundesgebiet vorhandene Vermbgen der



DA Hondelsbank AG, D@, hat gegen das klagabwei-
sende Urteil der Kammer fiir Handelssachen des Landgerichts

in Essen vom 24. Juli 1956, das am 31. Juli 1956 im Partei-
betrieb zugestellt worden ist, am 14.- August 1956 recht-
zeitig Berufung eingelegt. Br hat jedoch die Berufung erst
mit Schriftsatz vom 29. September 1956, der beim Berufungs-
gericht am 1. Oktober 1956 eingegengen ist, begriindet.

Das Berufungsgericht hat durch Beschluf vom 11. Ok~
tober 1956 die Berufung als unzuléissig verworfen. Der Be-
schlug ist dem ProzeBbevollméchtigten des Klédgers am 16.
Oktober 1956 zugestellt worden.

I
i

Die durch seinen ProzeBbevollmiichtigten II. Instanz
gegen diesen BeschluB eingelegte sofortige Beschwerde ist
am 27. QOktober 1956 beim Berufungsgericht eingegangen. Sie
ist rechtzeitig eingelegt (§§ 569, 577 Abs 2 ZP0O) und nach
§ 519 b Abs 2 Satz 2 ZPO in Verbindung mit § 547 2iff 1
ZPO zuldssig, weil nach diesen Vorschriften gegen ein Ur-
teil gleichen Inhalts die Revision zuldssig w&re; Es be-
stehen auch keine Bedenken, daB der ProzeBbevollmichtigte
II. Instansg deslxlagefs die sofortige Beschwerde unter-
gzeichnet hat, da er sie beim Berufungsgericht eingelegt
hat (stdnd. Rechtspr. des BGH). -

. ' ° t
Das Berufungsgericht hat zur Begriindung séines Be-

schlusses ausgefiihrt, der Kliger habe im ordentlichen Ver-
fahren eine Teilforderung von 6.100 DM nebst Zinsen aus
einem am 25. Januar 1945 von der DD L~ AG
susgestellten, von der Rechtsvorgéngerin der Beklagtlen,
der Ryl GubH, angenommenen Wechsel tiber.100.000 RM, der
am 25. April 1945 f#llig war, geltend gemacht. Der Kldger
habe die Berﬁfungsbegfﬁndungsfrigt nicht gewahrﬁl Diese
Frist sei am 14. September 1956 (§ 519 Abs -2 ZPO) abgelau~
fen gewesen, da es sich um eine‘Wechselsache handelte, die
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Matthias Prinz
Rechtsanwalt

gemdB § 200 Abs 2 Ziff 6 GVG Feriensache sei, Plir die wdh-

rend der Gerichitsferien somit eine Fristhemmung nach § 323
Abs 2 ZPO nicht eingetreten sei.

Dem'Klﬁger habe auch keine Einsetzung in den vori-
gen Stand wegen Versdumung der Berufungsbegriindungsfrist

bewilligt werden kdnnen, da die Voraussetzungen des § 233

Abs 1 ZPO nicht vorgelegen hidtten.

Mit der sofortigen Beschwerde hat der Kléger bean-
tragt, unter Aufhebung des angefochtenen Beschlusses des
Berufungsgerichts ihm die Wledereinsetzung in den vori-
gen Stand zu gewahren= ’

Er hat gunichst um Nachprufung der Rechtsansicht
des Berufungsgerichts, daB auch ein im ordentlichen Ver-
fahren geltend gemachter Anspruch aus einem Wechsel eine
Feriensache im Sinne des § 200 Abs 2 Ziff 6 GVG sei, ge-
beten.

Dem Berufungsgericht ist zuzustimmen, da8 die Ver-
fahrensart, in welchef der Wechselanspruch geltend gemacht
wird, ohne Bedeutung flir die Anwendung des § 200 Abs 2
Ziff 6 GVG ist. Entscheidend ist allein, daB ein Anspruch
aus einem Wechsel geltend gemacht wird. Dieser vom I. Zi-
vilsenat des Reichsgerichts stlindig vertretenen Ansicht,

der sich des Schrifttum und der Bundesgerichtshof in einer
nicht vertffentlichten Entscheidung vom 3. Mérz 1953 (I ZR

49/52) angeschlossen hat,.ist der Senat in seiner Eng-
scheidung vom 19. September 1955 gefolgt (BGHZ 18, 173
/I747). Die Ausfiihrungen des Beschwerdefiihrers in seinem
Schriftsatz vom 29. September 1956 geben dem Senat kelne
Veranlassung, von dieser auch von. ihm vertretenen herr—
schenden Meinung abzuweichen. -

! .
War somit der Rechtsstreit als Feriensache in Ge-
mifheit des § 200 Abs 2 Ziff 6 GVG zu behandeln, so lief
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die Berufungsbegriindungsfrist, da sié nicht verléngert wor-- -
den ist, nach § 519 Abs 2 in Verbindung mit § 223 Abs 2 ZPO,
wie das Berufungsgericht mit Recht festgestellt hat, am 14,
September 1956 ab. Die Berufung muBte daher grundsdtzlich,
da die Berufungsbegriindung erst am 1. Qktober 1956 bei dem
Berufungsgericht eingegangen ist, als unzul&ssig verworfen
werden (§ 519 Abs 1 %P0). Dies whre nur dann nicht der

Fall gewesen, wenn das Berufungsgérlcht dem Ahtrage des
Beschwerdefiihrers auf Wiedereinsetzung.in den vorlgen Stand
wegen Versdumung der Berufungsbegrundungsfrist entsprochen
hitte, - . . .- < H

Das Berufungegericht hat diesen Antrag mit Recht
abgelehnt, Es handelt sich nicht; wie der, Beschwerdefiih-
rer ausfithrt, um ein Versehen einés guverlissigen Biiroan-
gestellten seiner Kanglei, sondern um ein Ereignis, das
durch die #uBerste, den Umstiénden nach angemessene und ver-
niinftigerweise ansuwendende Sorgfaltspflicht des ProzeBbe-
vollméichtigten des Beschwerdefithrers hétte abgewendet wer-
den kiénnen. Dieses Versehen seines Prozeﬁbevollmachtlgten
ist dem Klager anzurechnen. ’

bare Sorgfaltspflicht, wenn er die Priifung und Berechnung
der fir eine fristgerechie Einlegung.eines Rechtswittels
erforderlichen Frist einenm Bﬁroéngestellten iiberliést (BGH
IM zu § 233 ZPO Nr 58 = NJW 1955, 1358). Das gleiche muB
fiir die Berechnung der Berufungs- und Revisiongbegriindungs-
frist gelten. Diese Berechnung erfordert anwaltliche Kennt-
nisse und kann nicht der bﬂromhalgen Bearbeltung selbst
eines ausrelchend ausgebildeten und Jinreichend ﬁberwachten
Biiropersonals iiberlassen werdgn. Nimmt der Rechtsanwalt
diese Priifung nicht selbst voriﬁpo rechtfertigt dies allein
die Ablehnung eines Antrages suf Wiedereinsetzung in den
vorigen Stend wegen Versaumuhg der Berufungsbegrﬁnduﬁgsfrist-

‘ had -~ \‘J

Ein Rechtsanwalt verletzt schon denn die ihm gumut- q‘

r——— .
Mt ol g



oy

Im vorliegenden Falle kommt nech’ hinzu, da8 dem ProzeSbe-
vollmiéichtigten des Xlégers die Akten nach seiner Riickkehr
vom Urlaudb von seinem Biirovorsteher zusammen mit Akten vor-.
gelegt worden sind, in denen der Biirovorsteher seinem Chef
berichten wollte. Dies hat der Biirovorsteher eidesstattlich
versichert. Der Biirovorsteher wollte den Rechisanwalt bit-
ten, seinerseits zu priifen, ob es sich um eine Feriensache
nanile. Mag auch der Birovorsteher vergessen haben, hier-
tiber mit dem ProzeBbevollmiéichtigten am 22.. August 1956, dem
Tage der Varlegung der Akten, zu sprechén, 80 verletzte

der Rechtsanwalt .die von ihm zu erwartende Sorgfaltspflicht,
wenn er nicht selbst seinen Biirovorsteher fragte, aus wel-
chem Grunde ihm die Akten zusgmmen mit den anderen Akten
vorgelegt worden sind, bei welchen der Biirovorsteher nicht
allein entscheiden wollte. Hétte der ProzeB8bevollmiichtig-
te dies getan, so hiatte der Biirovorsteher um Priifung der
Berufungsbegriindungsfrist gebeten und der ProzeBbevoll-.
méchtigte hidtte nach sachgemiiler Entscheidung dieser Fra-
ge die Berufung noch rechtzeitig begriinden, gegebenenfalls
eine Verlingerung der Begrilndungsfrist beantragen kénnen.



WHI n -
& SERTEE BENLYS SR P00 PR SRr D .a n n .
L A" .’:g.*' %o O ’."“ SEN L e AP ':"r'c“" C N h. . ST

. . - At -’ . ’ ‘r-) » e 5,. 5 -~ - B N oy~
- tol

l.
o
“ -
v
;!' gt
T, P
MR N .
l'c' .
‘s
R R
. o=
3
.
.
-
.
v
. \.
s
.
. -
.
b .

b
tSe,
A S
Lo
o
\. 1
.-.'
T4
M)
-l
X3
ui‘.

v . - . ~
- o~
- »
R
- *."
a
R
- — . . .
. R R i
- LS
. o~
’ - ! e
- : “e f a“~
~ -
o Aar

T ) ‘ * ;"tﬁ

. 'D:Le aoi'ortige Benchwerde war daher mit der l(oat%u-\
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	Die sofortige. Beschwerde war daher mit der folge airs § 97 ZPO zurttckzuweieen.
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	Dr. Selowßky

	, Dr. Haidinger'

	Dr. Viecher
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